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VdK: Behinderung darf kein Nachteil sein 

„Teilhabe und Selbstbestimmung sind für Menschen mit Behinderung noch längst 

nicht selbstverständlich. Die Behindertenpolitik in der nächsten Legislaturperiode 

muss endlich die Voraussetzungen für ein gleichberechtigtes Miteinander von 

Menschen mit und ohne Behinderung schaffen.“ Das fordert Ulrike Mascher, 

Präsidentin des Sozialverbands VdK Deutschland, anlässlich des morgigen 

Europäischen Protesttags zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderung. 

 

Immer noch fehlt es aus Sicht des VdK an umfangreichen Maßnahmen für eine 

barrierefreie Gesellschaft. „Es ist unverständlich, dass bisherige Gesetzesänderungen 

noch lange nicht alle Vorgaben der UN-Behindertenrechtskonvention erfüllen. Solange 

etwa die privaten Anbieter von Gütern und Dienstleistungen von der Verpflichtung 

zur Barrierefreiheit ausgenommen bleiben, sind Menschen mit Behinderung oder 

Beeinträchtigungen benachteiligt“, so Mascher. Alle Lebensbereiche müssten so 

gestaltet werden, dass sie auch von allen Menschen, egal ob mit oder ohne 

Behinderung, genutzt werden können. „Dazu gehören öffentlich zugängliche 

Gebäude, Wohnungen und medizinische sowie pflegerische Einrichtungen ebenso 

wie Bahnhöfe und Verkehrsmittel oder Informations- und Kommunikationsmedien“, 

erklärt die VdK-Präsidentin. Denn Barrierefreiheit komme allen zugute. „Menschen 

mit Behinderung profitieren davon, aber auch Ältere, Eltern mit Kindern oder 

Menschen, die zeitweise mobilitätseingeschränkt sind“, so Mascher. 

 

Im Zuge seiner Aktion zur Bundestagswahl „Soziale Spaltung stoppen!“ fordert der 

Sozialverband VdK weitere Verbesserungen für Menschen mit Behinderung. „Für 

Menschen mit Behinderung muss es mehr Ausbildungs- und 

Beschäftigungsmöglichkeiten am regulären Arbeitsmarkt geben“, erklärt Mascher. 

Zudem müsse das gemeinsame Lernen vorangebracht werden. „Bund und Länder 

gemeinsam müssen Inklusion in allen Schulen und Hochschulen vor allem mit 

ausreichend gut qualifiziertem Personal endlich umsetzen.“ Und schließlich müsse 

die Politik endlich dafür sorgen, dass Behinderung nicht arm macht. „Die 

Eingliederungshilfe muss einkommens- und vermögensunabhängig gewährt werden“, 

fordert die VdK-Präsidentin.  
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„Soziale Spaltung stoppen!“, so lautet das Motto der VdK-Aktion zur Bundestagswahl 2017. Der Sozialverband 
VdK hat zu den Themen Rente, Gesundheit, Pflege, Behinderung und Armut Kernforderungen aufgestellt und 
Vorschläge zur Finanzierung einer solidarischen Sozialpolitik gemacht. Mehr Infos unter: www.vdk.de/btw17 
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